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Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Teesteuergesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschloss 
sen: 

Artikel 1 

Das Teesteuergesetz vom 30. Juli 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 710), zuletzt geändert durch das Gesetz 
zur Änderung strafrechtlicher Vorschriften der 
Reichsabgabenordnung und anderer Gesetze vom 
10. August 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 877), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Tee im Sinne des Absatzes 1 sind 

1. Tee der Nr. 09.02 des Zolltarifs, 

2. Auszüge oder Essenzen aus Tee 
aus Nr. 21.02 des Zolltarifs, 

3. trinkfertiger Teeaufguß aus Nr. 
22.02 des Zolltarifs. 

Zum Zolltarif im Sinne dieses Gesetzes gehö- 
ren auch die Rechtsvorschriften zur Durch- 
führung des Zolltarifs." 

b) Absatz 3 wird gestrichen. 

c) Absatz 4 wird Absatz 3. 


2. Nach § 1 wird folgender § 1 a eingefügt: 

»§ 1 a 

Einfuhr teehaltiger Waren 

(1) Bei der Einfuhr der nachstehend aufge- 
führten teehaltigen Waren in das Erhebungsge- 
biet ist die Teesteuer von dem in den Waren 
enthaltenen Anteil an Tee (§ 1 Abs. 2) zu erhe- 
ben: 

1. Zubereitungen auf der Grundlage von 
Auszügen oder Essenzen aus Tee aus 
Nr. 21.02 des Zolltarifs, 

2. Gemische von Tee und anderen Stoffen 
aus Nr. 21.07 -G des Zolltarifs, 

3. nicht unter die Nummern 1 und 2 fal- 
lende einfache Mischungen von Tee mit 
anderen Stoffen, ohne Rücksicht auf 
ihre Einordnung im Zolltarif und den 
Zeitpunkt, in dem die einzelnen Be- 
standteile miteinander vermischt wor- 
den sind. Einfache Mischungen sind Er- 
zeugnisse, die, abgesehen vom Ver- 
packen, eine über das bloße Mischen 
hinausgehende weitere Bearbeitung 
oder Verarbeitung nicht erfahren haben. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung zu bestimmen, 
daß auch bei der Einfuhr von anderen als den in 
Absatz 1 aufgeführten teehaltigen Waren die 
Teesteuer von dem in ihnen enthaltenen Anteil 
an Tee (§ 1 Abs. 2) zu erheben ist, wenn dies 
erforderlich ist, um Wettbewerbsnachteile für 
inländische Erzeugnisse zu verhüten, die unter 
Verwendung versteuerten Tees hergestellt sind." 
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3. § 2 erhält folgende Fassung: 


.§ 2 

Steuersätze für Tee 


Die Steuer beträgt für 


1. Tee der Nr. 09.02 des Zolltarifs 

2. feste Auszüge aus Tee aus Nr. 21.02 des Zolltarifs 

3. flüssige Auszüge oder Essenzen aus Tee aus Nr. 21.02 des 

Zolltarifs . . : 

4. trinkfertigen Teeaufguß aus Nr. 22.02 des Zolltarifs 

Das Eigengewicht bestimmt sich nach den Zollvorschriften." 


4,15 DM für 1 Kilogramm Eigen- 
gewicht, 

10,40 DM für 1 Kilogramm Eigen- 
gewicht, 

10,40 DM für 1 Kilogramm der 
darin enthaltenen Trok- 
kenmasse, 

0,02 DM für 1 Kilogramm Eigen- 
gewicht oder 1 Liter. 


4. Nach § 2 wird folgender § 2 a eingefügt: 


.§ 2 a 

Steuersätze für eingeführte teehaltige Waren 


(1) Die Steuer beträgt für eingeführte Gemische von Tee und anderen Stoffen 
Zolltarifs 


aus Nr. 21 .07 - G des 


1. wenn bei der Herstellung von 1 Kilogramm dieser Er- 

zeugnisse weniger als 100 Gramm Tee verwendet wor- 
den sind, 5 V. H. des Steuersatzes für Tee 

der Nr. 09.02 des Zoll- 
tarifs (§ 2 Nr. 1), 

2. wenn bei der Herstellung von 1 Kilogramm dieser Er- 
zeugnisse mindestens 100 Gramm, aber weniger als 

200 Gramm Tee verwendet worden sind, 15 v. H. des Steuersatzes für Tee 

der Nr. 09.02 des Zoll- 
tarifs (§ 2 Nr. 1), 

3. wenn bei der Herstellung von 1 Kilogramm dieser Er- 
zeugnisse mehr als die in Nummer 2 angegebene Höchst- 
menge an Tee verwendet worden ist, für jede über 
diese Höchstmenge hinaus verwendeten angefangenen 

100 Gramm Tee weitere 10 v. H. des Steuersatzes für Tee 

der Nr. 09.02 des Zoll- 
tarifs (§ 2 Nr. 1). 

(2) Für den Anteil an Tee (§ 1 Abs. 2) in anderen als den in Absatz 1 bezeichneten eingeführten tee- 
haltigen Waren (§ 1 a) gelten die Steuersätze des § 2." 
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5. § 3 erhält folgende Fassung: 

„§ 3 

Anwendung der Zollvorschriften 

(1) Für die Teesteuer gelten die Vorschriften 
tür Zölle sinngemäß. 

(2) § 80 des Zollgesetzes vom 14. Juni 1961 
(ßundesgesctzbl. I S. 737) gilt entsprechend." 

6. Nach § 3 wird folgender § 3 a eingefügt: 

„§ 3 a 

Verfahren bei der Einfuhr teehaltiger Waren 

Bei der Einfuhr der in § 1 a bezeichneten tee- 
haltigen Waren in das Erhebungsgebiet hat der 
Zollbeteiligte oder der Abfertigungsbeteiligte 
den Teegehalt und die Teeart (§ 1 Abs. 2) anzu- 
melden. Die Zollstelle erhebt die Steuer entspre- 
chend dem Teegehalt und der Teeart, die in der 
Anmeldung angegeben sind. Unterbleibt die An- 
meldung oder bestehen Zweifel an ihrer Richtig- 
keit, so läßt die Zollstelle die Waren amtlich 
untersuchen. Hat eine amtliche Untersuchung 
stattgefunden, so ist die Steuer entsprechend 
dem Teegehalt und der Teeart zu erheben, die 
bei der Untersuchung festgestellt worden sind. 
Ist eine Anmeldung unterblieben oder sind die 
Angaben in der Anmeldung mit dem Ergebnis 
der Untersuchung nicht zu vereinbaren, so ist der 
Berechnung des Gehalts an 

1. Tee ein Koffeingehalt des Tees von 
3,30 V. H., 

2. festen Auszügen aus Tee ein Koffeingehalt 
der Auszüge von 8,25 v. H., 

3. Trockenmasse von flüssigen Auszügen oder 
Essenzen aus Tee ein Koffeingehalt der 
Trockenmasse von 8,25 v. H. 

zugrunde zu legen." 

7. § 4 erhält folgende Fassung: 

.§ 4 

Erstattung und Vergütung der Steuer 

(1) Die Steuer wird auf Antrag für Tee er- 
stattet oder vergütet, der nachweislich versteuert 
worden ist und von Händlern, denen eine ent- 
sprechende Zusage erteilt worden war, unter 
zollamtlicher Überwachung wiedcrausgeführt 
worden ist. 

(2) Einführern von Tee, Inhabern von Tee- 
abpackbetrieben und Herstellern von Tee- 
mischungen oder teehaltigen Waren wird auf 
Antrag die Steuer für Teeabfälle erstattet oder 


vergütet, die nachweislich als Tee versteuert und 
unter zollamtlicher Überwachung vernichtet oder 
ausgeführt worden sind, sofern die Menge der 
Abfälle im Einzelfalle mindestens 25 kg beträgt. 

(3) Herstellern von teehaltigen Waren wird 
auf Antrag die Steuer für die zur Herstellung 
verwendete Teemenge erstattet oder vergütet, 
wenn ihnen vor Beginn der Herstellung eine 
entsprechende Zusage erteilt worden war und 
sie nachweisen, daß die Waren unter zollamt- 
licher Überwachung ausgeführt worden sind. 

(4) Die in den Absätzen 1 bis 3 aufgeführten 
Sachverhalte unterliegen der Steueraufsicht." 

8. § 5 wird gestrichen, 

9. § 7 erhält folgende Fassung: 

.§ 7 

Ermächtigungen 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermäch- 
tagt, durch Rechtsverordnung 

1. die näheren Vorschriften über das Verfah- 
ren zu erlassen, das bei der Erstattung und 
Vergütung der Steuer nach § 4 anzuwenden 
ist, 

2. zur Durchführung der Steueraufsicht Vor- 
schriften entsprechend den §§ 191 und 192 
der Reichsabgabenordnung zu erlassen." 

Artikel 2 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermächtigt, 
den Wortlaut des Teesteuergesetzes in der sich 
durch Artikel 1 dieses Gesetzes ergebenden Fassung 
mit neuem Datum, unter neuer Überschrift und in 
neuer Paragraphenfolge bekanntzumachen und dabei 
Unstimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S, 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden Kalendermonats in Kraft. 

(2) Mit dem gleichen Zeitpunkt tritt die Verord- 
nung über die Festsetzung von Teesteuersätzen vom 
1. Oktober 1965 (Bundesanzeiger Nr. 189 vom 7. Ok- 
tober 1965) außer Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Im geltenden Teesteuergesetz ist entsprechend der 
Regelung im geltenden Kaffeesteuergesetz ein fester 
Steuersatz für Auszüge und Essenzen aus Tee nicht 
vorgesehen. Vielmehr sind die Steuersätze für 
diese Erzeugnisse jeweils nach der Teemenge zu 
bemessen, die zu ihrer Herstellung verwendet wor- 
den ist. Diese Teemenge ist nach § 3 der Verordnung 
über die Festsetzung von Teesteuersätzen in der 
Fassung vom 1. Oktober 1965 (Bundesanzeiger Nr. 
189 vom 7. Oktober 1965) grundsätzlich durch zoll- 
amtliche Untersuchung der Erzeugnisse zu ermitteln. 
Bei der Untersuchung wurde bisher im wesentlichen 
der Koffeingehalt der Erzeugnisse festgestellt und 
hieraus auf die zu ihrer Herstellung verwendete 
Teemenge geschlossen. Der Koffeingehalt von Tee 
beträgt im Durchschnitt 3,3 g je 100 g, kann aber im 
Einzelfalie von 2,79 g bis zu 4,81 g schwanken. 
Infolgedessen sind die Ergebnisse der zollamtlichen 
Untersuchungen stets mit einem Unsicherheitsfaktor 
behaftet. Die gleiche Unsicherheit besteht nach dem 
bisher geltenden Kaffeesteuergesetz auch bei Aus- 
zügen und Essenzen aus Kaffee. Dort soll sie enL- 
sprechend einem Vorschlag der Kommission der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft dadurch be- 
hoben werden, daß für Kaffee-Extraktpulver ent- 
sprechend dem durchschnittlichen Ausbeutesatz ein 
fester Steuersatz in Höhe von 360 v. H. des Steuer- 
satzes von Rohkaffee eingeführt wird und daß die 
Steuer für flüssige Auszüge und für Essenzen aus 
Kaffee nach ihrem Gehalt an Trockenmasse zum 
gleichen Steuersatz erhoben wird. Für feste und 
flüssige Auszüge und für Essenzen aus Tee emp- 
fiehlt sich das gleiche Vorgehen. Dem soll das vor- 
liegende Gesetz dienen. 

Außerdem ist es angebracht, entsprechend der Rege- 
lung bei der Kaffeesteuer, die steuerliche Behand- 
lung von Zubereitungen auf der Grundlage von 
Auszügen und Essenzen aus Tee und von Mischun- 
gen von Tee mit anderen Stoffen zweckmäßiger als 
bisher zu regeln. Nach dem geltenden Recht ist auch 
bei diesen Waren der Teegehalt durch zollamtliche 
Untersuchung zu ermitteln. Dabei treten die gleichen 
Unsicherheitsfaktoren auf wie bei den Auszügen 
und Essenzen aus Tee. Künftig soll der Beteiligte 
den Teegehalt der Erzeugnisse, der ihm regelmäßig 
bekannt ist, der Zollstelle anmeldcn. Etwa erforder- 
liche Untersudiungen sollen auf Grund dieser An- 
meldung vorgenommen werden. Die Einzelheiten 
ergeben sich aus Artikel 1 Nr. 6 des Gesetzentwurfs 
und der dazugehörigen Begründung. 


die Steueraufsicht {§ 5) auf die Fälle der Steuer- 
erstattung und -Vergütung beschränkt und als Ab- 
satz 4 in § 4 aufgenommen werden. 


B. Die Regelung im einzelnen 

Artikel 1 

Nummer 1 Änderungen des § 1 (Steuergegenstand) 
Buchstabe a Änderung des Absatzes 2 

1. Nach dem geltenden Recht sind 

a) Zubereitungen auf der Grundlage von Aus- 
zügen oder Essenzen aus Tee aus Nr. 21.02 
des Zolltarifs und 

b) Gemische von Tee und anderen Stoffen aus 
Nr. 21.07 -G des Zolltarifs 

Tee im Sinne des Gesetzes (§ 1 Abs. 2 TeeStG). 
Steuerlich werden diese Erzeugnisse aber als 
teehaltige Waren behandelt und nach dem An- 
teil des in ihnen enthaltenen Tees besteuert 
(§ 2 Abs. 2 TeeStG i. V. m. § 1 der Verordnung 
über die Festsetzung von Teesteuersätzen vom 
1. Oktober 1965,* Bundesanzeiger Nr. 189 vom 
7. Oktober 1965). Diese Unstimmigkeit soll da- 
durch beseitigt werden, daß die der Teesteuer 
unterliegenden Erzeugnisse nunmehr klar nach 
Tee (§ 1 Abs. 2 des Entwurfs) und teehaltigen 
Waren (§ 1 a des Entwurfs) unterschieden wer- 
den. 

2. Das aus Tee hergestellte Getränk (trinkfertiger 
Teeaufguß aus Nr. 22.02 des Zolltarifs) ist nach 
geltendem Recht nicht Steuergegenstand. § 1 
Abs. 2 Nr. 3 des Entwurfs soll diese Lücke schlie- 
ßen, die bisher bestand, ohne daß sich daraus 
Nachteile ergeben haben, die jedoch nach der 
Beseitigung der Binnenzölle in der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft immerhin Ursache von 
Wettbewerbsverfälschungen werden kann. 

Buchstabe b Streichung des Absatzes 3 

Der Kreis der der Teesteuer unterliegenden Erzeug- 
nisse ist in dem neuen Absatz 2 und in § 1 a des 
Entwurfs hinreichend bestimmt. Die bisherige Vor- 
schrift in Absatz 3 kann deshalb gestrichen werden. 

Buchstabe c Änderung des Absatzes 4 

Die Streichung des bisherigen Absatzes 3 hat zur 
Folge, daß der bisherige Absatz 4 künftig Absatz 3 
wird. 


Schließlich sollen die bisherigen Vorschriften über 
die Erstattung und Vergütung der Steuer genauer 
gefaßt und die bisherige umfassende Vorschrift über 
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Nummer 2 Einfügung eines neuen § 1 a 

Absatz 1 dieser neuen Bestimmung regelt die 
Besteuerung teehaltiger Waren. Diese Erzeugnisse 
sollen wie bisher nach dem Anteil des in ihnen ent- 
haltenen Tees besteuert werden. Teehaltige Waren 
im Sinne dieser Bestimmung sind in erster Linie die 
in Nummern 1 und 2 angesprochenen Zubereitungen 
und Gemische. Darüber hinaus erscheint es auf 
Grund der Erfahrungen, die bei der Einfuhr zucker- 
haltiger Waren gesammelt worden sind, ange- 
bracht, alle einfachen Mischungen von Tee mit ande- 
ren Stoffen — ohne Rücksicht auf ihre Einordnung 
im Zolltarif und den Zeitpunkt, in dem die einzelnen 
Bestandteile miteinander vermischt worden sind — 
bei der Einfuhr mit ihrem tatsächlichen Teegehalt 
der Teesteuer zu unterwerfen (§ 1 a Abs. 1 Nr. 3 des 
Entwurfs). 

Absatz 2 enthält die Ermächtigung des Bundesmini- 
sters der Finanzen, auch andere als die in Absatz 1 
aufgeführten teehaltigen Waren nach dem in ihnen 
enthaltenen Anteil an Tee der Steuer zu unterwer- 
fen. In Betracht kommen in dieser Hinsicht etwa tee- 
haltige Erzeugnisse, deren Teeanteil so hoch ist, daß 
eine Nichterhebung der Steuer zu Wettbewerbsver- 
zerrungen führen würde. Auch insofern können sich 
nach dem Fortfall der Binnenzölle neue Wettbe- 
werbsverhältnisse ergeben. 

Nummer 3 Änderung des § 2 (Steuersätze) 

Die neue Vorschrift sieht neben dem bisherigen 
Steuersatz für Tee der Nr. 09.02 des Zolltarifs (Nr. 1 
des Entwurfs) nunmehr besondere Steuersätze für 
feste und flüssige Auszüge und für Essenzen aus 
Tee aus Nr. 21.02 des Zolltarifs vor (Nummer 2 und 
3 des Entwurfs). Hierdurch wird die Eingangsabferti- 
gung beschleunigt und die Steuererhebung verein- 
facht. 

Bei der Bemessung des besonderen Steuersatzs für 
feste Auszüge aus Tee aus Nr. 21.02 des Zolltarifs 
(Nr. 2 des Entwurfs) ist davon ausgegangen worden, 
daß zur Herstellung von 1 kg dieser Erzeugnisse im 
allgemeinen 2,5 kg Tee verwendet werden. Dieser 
Satz war auch in § 2 der Verordnung über die Fest- 
setzung von Teesteuersätzen vom 1. Oktober 1965 
(Bundesanzeiger Nr. 189 vom 7. Oktober 1965) vor- 
gesehen. Er hat sich in der Praxis bewährt. 

Bei flüssigen Auszügen und bei Essenzen aus Tee 
aus Nr. 21.02 des Zolltarifs (Nr. 3 des Entwurfs) 
kann sich die Untersuchung künftig auf die Feststel- 
lung der in den Erzeugnissen enthaltenen Trocken- 
masse beschränken. 

Bei der Bemessung des neuen Steuersatzes für trink- 
fertigen Teeaufguß aus Nr. 22.02 des Zolltarifs (Nr. 4 
des Entwurfs) ist davon ausgegangen worden, daß 
zur Herstellung von einem Liter dieser Erzeugnisse 
etwa 5 g Tee verwendet werden. 

Nummer 4 Einfügung eines neuen § 2 a 

Absatz 1 dieser neuen Vorschrift sieht für einge- 
führte Gemische von Tee und anderen Stoffen aus 


Nr. 21.07 -G des Zolltarifs feste, pauschalierte 
Steuersätze vor. Die Pauschalierung war schon bis- 
her in der Verordnung über die Festsetzung von 
Teesteuersätzen vom 1. Oktober 1965 (Bundesanzei- 
ger Nr. 189 vom 7. Oktober 1965) vorgesehen. Sie 
dient der Verwaltungsvereinfachung, weil vermie- 
den wird, den Teegehalt jeweils aufs Gramm genau 
zu ermitteln. Da sich diese Regelung in der Vergan- 
genheit bewährt hat, erscheint es angebracht, sie 
nunmehr in das Gesetz selbst zu übernehmen. 

Die Pauschsätze sollen für Waren mit einem Teege- 
halt von weniger als 100 Gramm im Kilogramm 
5 V. H. des Steuersatzes für Tee betragen und dann 
in Staffeln von je 100 Gramm um je 10 v. H. anstei- 
gen. Innerhalb jeder Staffel soll auf diese Weise die 
Besteuerung nach einem mittleren Satz vorgenom- 
men werden. 

Absatz 2 der neuen Vorschrift bestimmt, daß für den 
Anteil an Tee (§ 1 Abs. 2) in anderen als den in Ab- 
satz 1 bezeichneten eingeführten teehaltigen Waren 
(§ 1 a) die Steuersätze des § 2 gelten sollen. Die 
Vorschrift ist insbesondere für die Besteuerung ein- 
geführter fester und flüssiger Zubereitungen auf der 
Grundlage von Auszügen oder Essenzen aus Tee 
aus Nr. 21.02 des Zolltarifs (vgl. § 1 a Abs. 1 Nr. 1 
des Entwurfs) von Bedeutung. Diese Erzeugnisse 
sollen nach ihrem tatsächlichen Extraktanteil be- 
steuert werden, weil die Höhe des Steuersatzes für 
Tee-Extrakt eine Pauschalierung nicht angebracht 
erscheinen läßt. 

Nummer 5 Änderung des § 3 

Die letzte Fassung des § 3 (Bundesgesetzbl. 1961 I 
S. 1323) enthält im Gegensatz zu den übrigen Vor- 
schriften keine Überschrift. Sie soll eingefügt wer- 
den. 

Die im bisherigen Absatz 2 enthaltene Ermächtigung 
zum Ausschluß der Steuerfreiheit oder Steuerer- 
mäßigung bei der Wiedereinfuhr von Tee oder Er- 
zeugnissen aus Tee, bei deren Ausfuhr Teesteuer 
erstattet oder vergütet worden ist, kann wegfallen. 
Der Ausschluß der Steuerfreiheit ergibt sich bereits 
aus der sinngemäßen Anwendung der §§55 bis 58 
der Allgemeinen Zollordnung vom 29. November 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1937), die nach Absatz 1 
vorgesehen ist. 

Nummer 6 Einfügung eines neuen § 3 a 

Die neue Vorschrift sieht die Anmeldung des Teege- 
halts und der Teeart bei der Einfuhr teehaltiger 
Waren durch den Zollbeteiligten oder Abfertigungs- 
beteiligten vor. Das Verfahren soll damit im wesent- 
lichen nach den gleichen Gesichtspunkten geregelt 
werden, die sich im Bereich des Zuckersteuerrechts 
für die Einfuhr zuckerhaltiger Waren bewährt haben 
(§ 3 der Durchführungsbestimmungen zum Zucker- 
steuergesetz in der Fassung der Vierten Verordnung 
zur Änderung der Durchführungsbestimmungen zum 
Ziickersteuergesetz vom 15. November 1966; Bun- 
desgesetzbl. I S. 649). 
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Werden teehaltige Waren amtlich untersucht, so soll 
künftig in Zweifelsfällen bei der Berechnung des der 
Besteuerung unterliegenden Teeanteils von einem 
Koffeingehalt des Tees von 3,30 v. H. ausgegangen 
werden. Dieser Durchschnittswert entspricht dem Er- 
gebnis der wissenschaftlichen Untersuchungen. Bei 
festen Auszügen und bei der Trockenmasse flüssiger 
Auszüge oder Essenzen aus Tee ist dann entspre- 
chend den durchschnittlichen Ausbeuteverhältnissen 
von einem Koffeingehalt von 8,25 v. H. aiiszugehen. 

Nummer 7 Änderungen des § 4 (Steuervergütung) 

Nach dem geltenden Recht (§ 4 Abs. 1 des Tee- 
steuergesetzes) wird die Steuer auf Antrag für Tee 
erstattet oder vergütet, der nachweislich versteuert 
ist und wieder ausgeführt wird. Diese Regelung hat 
sich in der Praxis als unzweckmäßig erwiesen, weil 
sie im Gegensatz zu den vergleichbaren Vorschriften 
anderer Verbrauchsteuergesetze den Kreis der Be- 
rechtigten und die in Betracht kommenden Tatbe- 
stände nicht genau genug abgrenzt. Durch die Neu- 
fassung des § 4 sollen diese Mängel behoben wer- 
den. 

Absatz 1 des Entwurfs regelt die Erstattung und Ver- 
gütung für Tee, der nachweislich versteuert und unter 
zollamtlicher Überwachung wieder ausgeführt wor- 
den ist. Die Vorschrift schränkt den Kreis der Be- 
rechtigten auf Händler ein, denen vorher eine ent- 
sprechende — auch für künftige Fälle geltende — 
Zusage erteilt worden ist. In dieser Beschränkung 
entspricht die Regelung den wirtschaftlichen Bedürf- 
nissen, um Händlern, die den Tee im allgemeinen 
vor dem Zusammenstellen der Mischungen und dem 
Abpacken in Einzelhandelspackungen versteuern, 
die Möglichkeit zu geben, bereits fertig abgepackte 
Teemischungen ohne Steuerbelastung ins Ausland 
abzusetzen. Dies gilt um so mehr, als die Anwen- 
dung der Vorschriften über den Veredelungsver- 
kehr wegen der mangelnden Stetigkeit des Absatzes 
im allgemeinen nicht in Betracht kommt. Durch das 
Erfordernis der vorherigen Zusage soll ebenso wie 
nach Absatz 3 sichergestellt werden, daß die erfor- 
derliche Steueraufsicht (Absatz 4) ausgeübt werden 
kann. 

Absatz 2 des Entwurfs regelt die Erstattung und Ver- 
gütung der Steuer für Teeabfälle, die nachweislich 
als Tee versteuert und unter zollamtlicher Über- 
wachung vernichtet oder ausgeführt worden sind. 
Die Steuer für solche Teeabfälle ist schon bisher auf 
Grund des früheren § 4 Abs. 1 erstattet oder ver- 
gütet worden, wenn ihre Ausfuhr nachgewiesen 
wurde. Eine Erstattung oder Vergütung erscheint ge- 
rechtfertigt, um nach dem Wegfall der Binnenzölle 
Wettbewerbsnachteile für inländische Händler zu 
vermeiden, die den Tee bei der Einfuhr einschließ- 
lich der bei der späteren Bearbeitung anfallenden 
Abfälle versteuern müssen, während Händler aus 
anderen EWG-Staaten, die fertig abgepackten Tee 
einführen, nur diesen selbst zu versteuern haben. 
Die neue Vorschrift sieht eine Erstattung oder Ver- 
gütung auch dann vor, wenn die Teeabfälle unter 
zollamtlicher Aufsicht vernichtet worden sind, um 
unnötige Transporte der wertlosen Abfälle zu ver- 


meiden. Die Festsetzung einer Mindestmenge der 
Abfälle von 25 kg im Einzelfalle dient der Rationali- 
sierung der Verwaltung. 

Absatz 3 

Die bisherige Vorschrift des § 4 Abs. 2 sieht vor, 
daß bei der Ausfuhr von Erzeugnissen, zu deren 
Herstellung Tee verwendet worden ist, die für die 
verwendete Teemenge entrichtete Steuer nach Be- 
stimmungen vergütet werden kann, die der Bundes- 
minister der Finanzen durch Rechtsverordnung er- 
läßt. Durch die Neufassung soll dies dahin präzisiert 
werden, daß die Erstattung oder Vergütung nur den 
Herstellern der teehaltigen Waren gewährt wird. 
Gleiche Regelungen gelten auch für die Vergütung 
der Zuckersteuer und des Kakaozolls. 

Absatz 4 

Die Sachverhalte in den Absätzen 1 bis 3 sollen der 
Steueraufsicht unterliegen, damit die Voraussetzun- 
gen der Vergünstigungen wirksam geprüft werden 
können. 

Nummer 8 Streichung des § 5 (Steueraufsicht) 

Durch die bisherige Vorschrift des § 5 ist der 
Bundesminister der Finanzen ermächtigt, alle Be- 
triebe und Unternehmungen, die gewerbsmäßig Tee 
verarbeiten oder umsetzen, also z. B. auch Einzel- 
handelsgeschäfte, der Steueraufsicht zu unterwerfen. 
Eine solch umfassende Steueraufsicht erscheint bei 
der jetzt geltenden Höhe der Teesteuer unnötig und 
ist auch bisher nicht ausgeübt worden. Es genügt 
vielmehr, daß die Einfuhr des Tees nach § 3 Abs. 1 
des Gesetzes in Verbindung mit den Zollvorschrif- 
ten und die in § 4 Abs. 1 bis 3 bezeichneten Sach- 
verhalte nach § 4 Abs. 4 neuer Fassung überwacht 
werden. 


Nummer 9 Änderung des § 7 (Übergangsvorschrift) 
Nr, 1 

Nach dieser Bestimmung soll der Bundesminister 
der Finanzen ermächtigt werden, durch Rechts- 
verordnung Vorschriften über das Verfahren zu 
erlassen, das bei der Erstattung und Vergütung der 
Steuer nach § 4 anzuwenden ist. Diese Vorschriften 
sollen, falls sich — etwa im Zuge der Entwicklung 
des Gemeinsamen Marktes — eine Rechtsverord- 
nung als notwendig erweist, den gleichartigen Vor- 
schriften der neuen Kakaozoll-Vergütungsordnung 
(Bundesgesetzbl. 1966 I S. 592) nachgebildet werden. 

Nr. 2 

Außerdem soll der Bundesminister der Finanzen 
entsprechend der Regelung in den anderen Ver- 
brauchsteuergesetzen ermächtigt werden, Vorschrif- 
ten über die Durchführung der Steueraufsicht zu 
■erlassen. 
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Artikel 2 

Das Teesteuergesetz vom 30. Juli 1953 ist bereits 
mehrfach geändert worden. Durch die sich aus Ar- 
tikel 1 ergebenden zahlreichen Änderungen wird es 
unübersichtlich. Durch Artikel 2 soll daher dem 
Bundesminister der Finanzen die Ermächtigung ge- 
geben werden, das Teesteuergesetz in der sich aus 
diesem Gesetz ergebenden Fassung neu bekanntzu- 
geben und dadurch wieder übersichtlich zu ge- 
stalten. 


Artikel 3 

enthält die übliche Berlin-Klausel. 


Artikel 4 

Absatz 1 enthält die Bestimmung über das Inkraft- 
treten. 

Absatz 2 enthält die Bestimmung über das Außer- 
krafttreten der Verordnung über die Festsetzung 
von Teesteuersätzen vom 1. Oktober 1965 (Bundes- 
anzeiger Nr. 189 vom 7. Oktober 1965), deren Vor- 
schriften — soweit erforderlich - — in Artikel 1 Nr. 4 
des vorliegenden Gesetzentwurfs übernommen wor- 
den sind. 
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